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«Es ist gefährlich ...»

Nun gibt es in der Wirtschaft aber
prominente Stimmen, wie etwa
jene von Alfred Gantner, dem
Gründer der Partners Group, die
sich im Abwehrkampf gegen das
Rahmenabkommen engagieren.
Es scheint ganz so, als ob die Wirt-
schaft nicht mehr in der Lage sei,
bei wichtigen politischen Fragen
geschlossen aufzutreten.
Differenzen zwischen einzel-

nen Branchen und Unternehmen
hat es schon immer gegeben.
Aber die Vehemenz der Diskus-
sionen und die Unterschiedlich-
keit der Interessen haben in letz-
ter Zeit stark zugenommen. Und
dasmachtmir grosse Sorgen.
Es gelingt uns immerweniger,
uns auszutauschen und Kom-
promisse zu finden.

Wegen dieser Richtungskämpfe
geht in der öffentlichen Diskus-
sion auch die Stimme der Wirt-
schaftsverbände unter.
Ichmöchte eine Lanze bre-

chen für dieWirtschaftsver-
bände. Sie sind Plattformen des
Dialogs und versuchen, ver-
schiedeneMeinungen auszu-
tarieren. Ja, das ist schwieriger

UnsereFirmensind
fit getrimmtdurch
denFranken,der
seit Jahrzehnten
immerstärkerwird.

geworden. Aber was ist die Alter-
native?Wir sind ein kleines
Land, und unser Erfolgsrezept
besteht ja gerade darin, dass wir
eine so diverseWirtschaft haben.
Es wäre verhängnisvoll, wenn
ein Keil zwischen verschiedene
Branchen und Unternehmen
getriebenwird.

Einen solchen Keil gab es schon
bei der Konzernverantwortungs-
initiative.
Sie haben recht. Aber es ist

gefährlich, wenn etwa Gross-
firmen gegen KMU ausgespielt
werden. Ich finde es auch
bedenklich, dass das Verständnis
verloren geht, dass wir alle ein
Teil derWirtschaft sind. Es gibt
keinen Gegensatz zwischen den
Schweizerinnen und Schweizern
und ihrerWirtschaft.

Sie waren Topmanager in so
vielen Schweizer Konzernen wie
wohl kaum ein anderer. Dabei
haben Sie als Chemieingenieur
promoviert. Sie sind ein Exot.
Ich habe vor kurzemmit

einem Freund darüber disku-
tiert, was wir andersmachen
würden im Leben, wennwir
nochmals zurückkönnten.
Ich sagte ihm, ichwürde selbst
imWissen umdie Zukunft
nochmals Ingenieur studieren.

Das gibt einem einen ganz an-
deren Blick auf gewisse Problem-
stellungen – auchwenn ich in
einem Zweitstudium dann auch
noch Betriebswirtschaft lernte.
Natürlich führen verschiedene
Wege nach Rom, aber ich habe
es immer so gesehen, dassmein,
auch technisch geprägter,
Werdegang viele Vorteile
aufweist.

Was war wichtiger für Ihren
Erfolg: der Schulsack oder der
Berufsstart beim Beratungsunter-
nehmen McKinsey?
Es ist vielleicht eine Huhn-Ei-

Frage: McKinsey hat sich immer
besonders interessiert für Ab-
solventen einer sowohl wissen-
schaftlichen als auch betriebs-
wirtschaftlichen Ausbildung.
Mich hat beides stark geprägt.
Bei McKinsey lerntman drei sehr

wertvolle Dinge: Themen zu
analysieren, Schlussfolgerungen
zu ziehen und die Resultate
überzeugend zu präsentieren.

Sie sind schon Jahrzehnte für
Corporate Switzerland tätig und
sind bestens vernetzt. Wie
zukunftsfähig ist die Schweizer
Wirtschaft heute eigentlich noch?
Sie ist sehr zukunftsfähig. Ich

spüre das auch immer imAus-
land, wenn ich dortmitWirt-
schaftsführern rede. Die Bewun-
derung für die SchweizerWirt-
schaft ist riesig – in einemAus-
mass, dasman hier nicht wahr-
nimmt. Egal ob KMU oder Gross-
unternehmen: Schweizer Firmen
sind international erfolgreich
und in ihren Nischen oftWelt-
marktführer.

Wie erklären Sie sich diesen inter-
nationalen Erfolg?
Unsere Firmen sind fit ge-

trimmt durch den kleinen Heim-
markt, der sie von Anfang an
dazu zwingt, ins Ausland zu
expandieren. Und durch den
Franken, der seit Jahrzehnten
immer stärker wird. Das stählt
Unternehmen, denn einen sol-
chen Aufwertungsdruck über-
lebtman nur durch ständige
Produktivitätsgewinne und
Innovationen.

US-Bürger dürfen keine
Anleihen vonChemChina
mehr halten. Das könnte zum
Problemwerden für den
Börsengang Syngentas.
FranziskaPfister

Syngenta gerät zwischen die
Fronten der Supermächte China
undUSA. Am 11. Januar trat eines
der letzten von Ex-Präsident
Donald Trump unterzeichneten
Dekrete in Kraft. Es untersagt US-
Bürgern, in chinesische Firmen
zu investieren, die Chinas Militär
unterstützen und somit eine Be-
drohung für die nationale Sicher-
heit darstellen. Auf der schwar-
zen Liste stehen 31 Unternehmen,
darunter ist auch der staatliche
Chemiekonzern ChemChina, das
Mutterhaus von Syngenta.
Amerikaner haben bis im

November Zeit, an der Börse ge-
handelte Obligationen abzustos-
sen. Deren Preise sind eingebro-
chen. Unklar ist, ob US-Bürger
weiterhin Anleihen von Syngenta
halten dürfen. Ein Firmenspre-
cher bezeichnete dies als «Speku-
lation» und wollte keinen Kom-

Syngenta-Mutter landet auf
schwarzer Liste derUSA

mentar abgeben. «Sollte das
Dekret auch für Anleihen von
Syngenta gelten, würde sich der
Schuldendienst verteuern»,
schreiben die Kreditanalysten der
Rating-AgenturMoody’s. Solange
das US-Geschäft nicht mit Sank-
tionen belegt werde, sei dies ver-
kraftbar, heisst es.
Kommendes Jahr plant Syn-

genta, einen Teil seiner Aktien
zurück an die Börse zu bringen.
Dürfen US-Bürger diese nicht
kaufen, schrumpft die Zahl mög-
licher Aktionäre stark.
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Albert Steck

Die Zahl steht diskret auf Seite 30
im Jahresbericht der Oberauf-
sichtskommission der beruf-
lichen Vorsorge: 6,8Mrd. Fr.
So viel zahlen die Erwerbstäti-

gen in der zweiten Säule jedes
Jahr an die Renten der Pensio-
nierten. «Die Kosten werden auf
die nächste Generation verscho-
ben», kommentiert die Behörde
ihre brisante Rechnung. Das sei
im Gesetz aber nicht vorgesehen.
Es geht umviel Geld. Unddoch

wirken dieMilliardenbeträge abs-
trakt. Denn die Verluste sind ver-
steckt; die Versicherten können
sie nicht unmittelbar wahr-
nehmen. Der Effekt zeigt sich erst
bei der Pensionierung, in Form
von tieferen Renten – doch bis es
dazu kommt, dauert es bei den
meisten noch Jahre.

Klarheit für alle
«Die zweite Säule muss für die
Versicherten transparenter wer-
den», sagt Jörg Odermatt, Mit-
gründer des Vorsorgeunterneh-
mens PensExpert. Er hat einen
einfachenVorschlag: «Jedermuss
über den eigenen Pensionie-
rungsverlust Bescheid wissen.
Deshalb sollten alle Pensions-
kassen verpflichtet sein, den Be-
trag im jährlichen Vorsorgeaus-

Unfaire2.Säule:
Werammeisten
draufzahlt

weis zu deklarieren.» Technisch,
ist Odermatt überzeugt,wäre dies
kein Problem,weil die Kassen die
Zahl ohnehin berechnen.
Somit würde im Vorsorgeaus-

weis nicht nur stehen,wie viel Ka-
pital der Versicherte gespart hat
undwie hochdie erwartete Rente
ausfällt. Zusätzlich wäre ebenso
der Betrag aufgeführt, den die
Kasse einsetzt, umdie Leistungen
der Rentner zu finanzieren.
Für den Einzelnen erreicht die-

ser Pensionierungsverlust schnell
einmal mehrere zehntausend
Franken, wie eine Analyse von
PensExpert zeigt. Die Firma hat
die Umverteilung für eine durch-
schnittliche Pensionskasse seit
2015 berechnet. Das Resultat: Pro
100000 Fr. Kapital betrug die
jährliche Umverteilung 1600 Fr.
Dies ist ein Mittelwert für sämt-
liche Kassen und Versicherten.
Die Berechnung zeigt, wie viel

jeder Versicherte für die Subven-
tionierung der Rentner bezahlt.
Am Beispiel eines 48-jährigen
Bankangestelltenmit einemLohn
von 120000 Fr. und einem PK-
Kapital von 370000 Fr.: Pro Jahr
verliert er wegen der Umvertei-
lung 6000Fr. In den 17 Jahren bis
zur Pensionierung erreicht das
Verlustpotenzial 100000 Fr.
«Heute weisen die Kassen

diese Geldflüsse nicht aus», er-

klärt Odermatt. «Doch was pas-
siert, wenn die Versicherten die
Ungerechtigkeit in Franken und
Rappen vorgerechnet bekom-
men? Der Druck, die dringend
nötige Reformder Vorsorge anzu-
packen, würde massiv zuneh-
men.» Auch die Kassen seien
unglücklich mit dem heutigen
System, sagt derVorsorgeexperte.
Doch werde ihnen die Umvertei-
lung vomGesetz aufgezwungen.
Weshalb aber subventionieren

die Erwerbstätigen die PK-Ren-
ten, obwohl dies gar nicht vorge-
sehen ist? Zur Erinnerung: Die
Arbeitnehmer finanzieren das
Einkommen der Pensionierten
über die AHV. In der zweiten
Säule dagegen sollte jeder sein
eigenes Alterskapital ansparen.
Der Grund für die Umvertei-

lung ist der Umwandlungssatz
(UWS). Die Höhe ist im Gesetz
festgeschrieben und beträgt der-
zeit 6,8%. Wer neu pensioniert
wird, hat somit lebenslänglich
Anspruch auf eine Jahresrente
von 6800 Fr. pro gesparte
100000 Fr. Weil die Menschen
aber immer länger leben und die
Zinsen auf einem Rekordtief lie-
gen, wird jede Pensionierung für
die Kassen zumVerlustgeschäft.
Wie viel Geld eine Kasse im

Extremfall draufzahlen muss,
verdeutlicht ein Beispiel des PK-

ExpertenRoger Baumann vonder
Firma c-alm: Eine Person mit
300000 Fr. Altersguthaben er-
hält eine Rente von 20400 Fr.
Umdiese zu finanzieren, benötigt
die Kasse allerdings ein Kapital
von 430000 Fr. Somit fehlen ihr
130000 Fr. «Der zu hohe Um-
wandlungssatz lässt den betroffe-
nen Kassen keineWahl: Sie müs-
sen aufMittel der Erwerbstätigen
zugreifen», sagt Baumann. «Sonst
geraten sie in eine Schieflage.»

Es trifft dasmittlere Alter
Welche Gruppe von Arbeitneh-
mern ist nun am stärksten von
der Umverteilung tangiert? Auch
darüber geben die Berechnungen
von PensExpert Aufschluss. Eine
60-jährige Person hat zwar meis-
tens viel Erspartes. Doch weil bis
zur Pensionierung nur noch
wenige Jahre verbleiben, ist die
Umverteilung in der Summe
weniger gravierend. Kaum tan-
giert sind ebenso sehr junge Per-
sonen: Sie haben erst wenig Geld
in der zweiten Säule. Somit kann
die PK nur einen kleinen Betrag
abzweigen.
«Die Leidtragenden sind vor

allemPersonen immittlerenAlter
zwischen etwa 45 und 55», sagt
JörgOdermatt. «Sie haben bereits
viel Kapital angehäuft. Zudem
dauert bei ihnen die Umvertei-

SiebenMilliardenFranken fliessen
jedes JahrvondenErwerbstätigen
zudenRentnern. Erstmals gibt es
Zahlendarüber,wasdas fürden
einzelnenVersichertenbedeutet

lung über eine lange Zeit, so dass
der Verlust richtig ins Geld geht.»
Zwar schlägt der Bundmit der

Reform der zweiten Säule eine
Senkung des UWS auf 6% vor.
Dochwann es dazu kommt, bleibt
unklar. Zudem genüge dieser
Schritt bei weitem nicht, betont
Roger Baumann. «Um den heuti-
gen UWS von 6,8% zu erwirt-
schaften, muss eine Kasse jedes
Jahr 4,8%Rendite erzielen.Wenn
wir aber eine Rendite von 2% als
realistisch annehmen, so müsste
der UWS unter 5% liegen.»
Die Generation der 45- bis

55-Jährigen könnte also doppelt
Pech haben, erläutert Odermatt.
«Heute bezahlen sie ammeisten
an die Umverteilung. Doch wenn
sie selbst die Pensionierung errei-
chen, können sie nichtmehr vom
überhöhten Umwandlungssatz
profitieren – das heisst, ihre Rente
fällt tiefer aus.»
Möglich ist sogar eine dritte

Benachteiligung, von der kaum
gesprochen wird: eine Rückkehr
der Inflation. Die heutigen Rent-
ner haben das Glück, dass die
Teuerung fast bei null liegt. Damit
bleibt die Kaufkraft ihrer Pension
erhalten. Das ist aber keinesfalls
gesichert: Vielmehr besteht das
Risiko, dass die künftigen – tiefe-
ren – Renten wegen der Inflation
zusätzlich anWert verlieren.

CHRISTIAN BEUTLER / KEYSTONE

Belastete Gerechtigkeit zwischen den Generationen: Jüngere Angestellte zahlen oft Tausende Franken für die Renten der Pensionierten.

41Mrd.Fr.
haben die Pensionskassen von
2014 bis 2019 zugunsten der
Rentner umverteilt.

4,8%
Renditemüsste eine Pensions-
kasse erzielen, umdie gesetz-
lich vorgegebenen Leistungen
vollumfänglich einzuhalten.

2%
Ertrag ist im derzeitigen
Tiefzinsumfeld realistisch.

Vorsorge unter Druck


